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N i e d e r s c h r i f t 
 

über die 10/23. Fragestunde des Rates 
am Montag, 27.05.2019 

 
Ort der Sitzung: Ratssaal, Himmeroder Hof, Himmeroder Wall 6, 53359 Rheinbach 
 
Beginn:  17:30 Uhr  Ende: 17:54 Uhr 
 
 

Von den Mitgliedern waren 
anwesend: 

 
fehlten: 

Verwaltung / Gäste: 

Bürgermeister 
Raetz, Stefan   
 
Ratsmitglieder (CDU) 
Baron, Oliver (ab TOP 3.1) 

Beer, Klaus   
Beißel, Bernd (ab TOP 1.3) 
Brozio, Kurt (ab TOP 1.3) 
Gebert, Andreas   
Josten-Schneider, Silke (ab TOP 1.4) 

Kramme, Hinrich (ab TOP 1.6) 
Pütz, Markus (ab TOP 1.6) 

Sander, Ulrich   
Schneider, Joachim   
Schneider, Michael (ab TOP 3) 
Schragen, Georg (ab TOP 2.5) 
Specht, Dagmar   
Wehage, Claus (ab TOP 1.4) 
Wilcke, Axel (ab TOP 3) 

 
Ratsmitglieder (SPD) 
Danz, Dietmar   
Formanski, Birgit (ab TOP 1.5) 

Koch, Martina (ab TOP 3) 

Krupp, Ute (ab TOP 2.4) 
Lüdemann, Jürgen (ab TOP 3.1) 

Quadflieg, Donate   
Rohloff, Michael   
Wilmers, Georg, Dr.   

Ratsmitglieder (CDU) 
Rick, Ilka   
Weingartz, Winfried   
 
Ratsmitglieder (SPD) 
Kerstholt, Karl-Heinrich   
Steig, Joachim   
 
Ratsmitglieder (UWG) 
Huth, Dieter   
 

Erster Beigeordneter 
Knauber, Dr. Raffael (ab TOP 3.1) 
 
Verwaltungsangestellte 
Wirtz, Celine 
 
Verwaltungsangestellte 
Wilhelm, Sonja 
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Ratsmitglieder (UWG) 
Ganten, Reinhard H., Dr.   
Meyer, Jörg (ab TOP 2.4) 
 
Ratsmitglieder (FDP) 
Euskirchen, Lorenz   
Logemann, M.Sc., Karsten (ab TOP 1.2) 

Vogt, Tamara   
 
Ratsmitglieder (B´90/Die Grünen) 
Lenke, Nils, Dr. (ab TOP 2) 

Schiebener, Heribert   
Schollmeyer, Joachim   
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T a g e s o r d n u n g 
 

zur 10/23. Fragestunde des Rates 
am Montag, 27.05.2019 

 
 

TO-Punkt 
Nr. 

Beratungsgegenstand Beschluss- 
Nr. 

A) ÖFFENTLICHE SITZUNG  

1 
 

Anfrage von Ratsfrau Dagmar Specht und Ratsherrn Andreas Gebert 
(CDU) vom 15.03.2019 zu den beiden Landesstraßen L 163 und L 113 
 

  

2 
 

Anfrage der Ratsherren Jörg Meyer und Dr. Reinhard Ganten (UWG) 
vom 28.04.2019 zur Sauberkeit in Rheinbach 
 

  

3 
 

Anfrage von Ratsherrn Joachim Schollmeyer (Bündnis 90/Die Grünen) 
vom 01.05.2019 zur Bestandspflege im Rheinbacher Stadtwald 
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A) ÖFFENTLICHE SITZUNG 

 

TOP 1 Anfrage von Ratsfrau Dagmar Specht und Ratsherrn Andreas Gebert (CDU) vom 
15.03.2019 zu den beiden Landesstraßen L 163 und L 113 

 
Antwort der Verwaltung (Bürgermeister Raetz) 
 
Zu Frage 1: 
Auf die Resolution des Rates hat das Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen mit 
Schreiben vom 16.05.2019 reagiert. Im Ergebnis wurde mitgeteilt, dass über die Planung der 
Ortsumgehung im Zuge der nächsten Fortschreibung des Landesstraßenbedarfsplans zu entscheiden 
ist. 
 
Zu Frage 2: 
Die Ortsumgehung L 163n Rheinbach-Flerzheim ist im aktuell geltenden Landesstraßenbedarfsplan in 
der Stufe 2* enthalten. In 2007 hat der Landesbetrieb den Planungsauftrag erhalten und mit der 
Vorplanung (Umweltverträglichkeitsstudie) begonnen. Da sich jedoch die politischen Verhältnisse im 
Zuge der Landtagswahl 2010 änderten, ist die Bearbeitung von Straßenprojekten neu priorisiert worden. 
In der Folge sind seitens des Landesbetriebs die Planungen nicht fortgeführt worden. 
 
Die jetzige Landesregierung hat diese Priorisierung in 11/2018 durch das 
Landesstraßenplanungsprogramm ersetzt. Der Bericht für den Verkehrsausschuss des Landes ist 
beigefügt. Dieser Unterlage sind die Kriterien und die Entscheidungen zur Fortführung von 
Straßenplanungen der Landesstraßenbedarfsplaneinstufung zu entnehmen.  
 
Zu Frage 3: 
Bei der nächsten Fortschreibung des Landesstraßenbedarfsplanes müsste die Maßnahme bewertet 
werden und in die Stufe 1 gelangen. Aufgrund eines neuen Planungsauftrages könnte die Planung 
wieder aufgenommen werden. Beginnend mit der Vorplanung können Ideen zur Linienführung 
thematisiert werden. Es ist zu erwarten, dass die Gebietskörperschaften in den Prozess der 
Fortschreibung einbezogen werden und damit Ideen einbringen können.  
 
Zu Frage 4:  
Beschränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs dürfen nur angeordnet werden, wenn auf Grund 
der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer 
Beeinträchtigung der durch die Straßenverkehrs-Ordnung geschützten Rechtsgüter erheblich 
übersteigt. Diese Voraussetzung ist nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts seit dem Jahr 1986 dann erfüllt, wenn der Lärm oder Abgase 
Beeinträchtigungen mit sich bringen, die jenseits dessen liegen, was unter Berücksichtigung der 
Belange des Verkehrs im konkreten Fall als ortsüblich hingenommen und damit zugemutet werden 
muss.  
 
Straßensperrungen für einzelne Kraftfahrzeugarten sind nach den strengen Maßgaben der StVO 
demnach nur sehr schwer durchführbar und kommen zudem erst dann in Frage, wenn weniger 
einschneidende Maßnahmen bereits ausgeschöpft wurden bzw. nicht erfolgreich waren. Das Fahren mit 
dem LKW gehört ebenso wie das Fahren mit dem Motorrad zum Gemeingebrauch der Straßen. Einem 
dauerhaften Ausschluss einer bestimmten Verkehrsart steht auch die Funktion einer Landesstraße für 
die durchgehenden Verkehrsverbindungen (§3 Absatz 2 Straßen- und Wegegesetz NRW) entgegen.  
 



Niederschrift 10/23. Fragestunde des Rates 

Datum Montag, 27.05.2019 

 

Seite 5 von 10 

 
Zu Frage 5: 
Sofern Leistungs- und / oder Verkehrssicherheitsdefizite am Knotenpunkt auftreten, wird dies Thema 
der Verkehrsunfallkommission sein. Von diesem Gremium würde eine Empfehlung (z. B. 
Kreisverkehrsplatz) zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse abgegeben. Finanziert werden diese 
Maßnahmen aus dem Landesprogramm „Um- und Ausbau von Landesstraßen < 3 Mio. €“. Hierzu 
bedarf es einer Anmeldung für die alljährlich zu aktualisierenden Programmliste. Über die Priorität zur 
Planung und Umsetzung von Maßnahmen beraten, priorisieren und entscheiden die politischen 
Gremien (Unterkommission VilleEifel, Verkehrskommission) im Regionalrat der Bezirksregierung Köln. 
 
Zu den Fragen 6 – 10: 
Ein Ausbau der L 113 zwischen Ramershoven und Flerzheim ist derzeit nicht vorgesehen. Die zul. 
Höchstgeschwindigkeit ist auf 70 km/h begrenzt. Die Fahrbahn ist rd. 5,0 m breit. Der Streckenabschnitt 
der L 113 ist nach den Ergebnissen der letzten Straßenverkehrszählung aus 2015 durchschnittlich mit 
5030 Kfz  / 24h belastet. 
 
Die Verkehrssicherheit ist aus Sicht des Straßenbaulastträgers gegeben. Einzelne Schadstellen im 
Bereich der Bankette werden zeitnah durch die Straßenmeisterei behoben. Straßen ohne 
Mittelmarkierung sind grundsätzlich zulässig.  
 
Ein Ausbau des rd. 1,2 km langen Streckenabschnittes auf die aktuell geltende Querschnittsbreite nach 
Regelwerken des Straßenentwurfes wird mehr als 3,0 Mio. € kosten. Daher wäre für die nächste 
Fortschreibung des Landesstraßenbedarfsplanes die Maßnahme anzumelden und zu bewerten. 
 
Der vorhandene Fahrbahnquerschnitt unterliegt dem Bestandsschutz. Sofern 
Verkehrssicherheitsdefizite auftreten wird dies Thema der Verkehrsunfallkommission sein. Von diesem 
Gremium würde eine Empfehlung (z.B. Ausbau des Querschnittes; Verringerung der zul. 
Höchstgeschwindigkeit) zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse abgegeben. 
 
 



Niederschrift 10/23. Fragestunde des Rates 

Datum Montag, 27.05.2019 

 

Seite 6 von 10 

 

TOP 2 Anfrage der Ratsherren Jörg Meyer und Dr. Reinhard Ganten (UWG) vom 
28.04.2019 zur Sauberkeit in Rheinbach 

 
Antwort der Verwaltung (Bürgermeister Raetz) 
 
Zu Frage 1: 
Rechtsgrundlagen für Verwarn- und Bußgelder im Bereich von Umweltsünden sind überwiegend in der 
ordnungsbehördlichen Verordnung der Stadt Rheinbach zu finden. Der dort genannte Gebührenrahmen 
wurde durch einen sogenannten internen Verwarngeldkatalog konkretisiert. Da die Festsetzung vor 
einigen Jahren erfolgte, ist eine Überarbeitung im Rahmen des Geschäfts der laufenden Verwaltung in 
der 2. Jahreshälfte 2019 geplant. Anschließend wird eine pressewirksame Veröffentlichung erfolgen.  
 
Zu Frage 2:  
Das erfolgt schon seit Jahren. 
 
Zu Frage 3: 
Der Außendienst wird dafür bereits eingesetzt. Allerdings sind Bußgelder nur dann möglich, wenn die 
Verursacher auf frischer Tat ertappt werden. Das ist leider nur sehr selten der Fall, so dass sich durch 
reine außendienstliche Maßnahmen nur schwer optisch bemerkbare Verbesserungen erzielen lassen. 
Dies wurde im Übrigen auch in einem interkommunalen Austausch mit anderen Städten, wie z.B. 
Meckenheim und Bonn, bestätigt. Selbst wenn jemand in flagranti ertappt wird, kommt es regelmäßig zu 
Diskussionen und aggressiven Reaktionen. Personalien werden verweigert und Zahlungsverweigerung 
ist die Regel. 
 
Zu Frage 4: 
Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) können gemäß § 5 AsylbLG 
zur gemeinnützigen Arbeit in der Kommune herangezogen werden. Das Gesetz spricht hier von 
Arbeitsgelegenheiten. Diese sollen zur Verfügung gestellt werden, sofern die zu leistende Arbeit sonst 
nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde. Die Flüchtlinge 
erhalten hierfür eine Aufwandsentschädigung von 0,80 € / Stunde. 
 
Mit Blick auf eine Integration der Flüchtlinge erfolgt der Einsatz zu Arbeitsgelegenheit derzeit 
überwiegend auf freiwilliger Basis.  
 
So werden keine Flüchtlinge zur Übernahme von Arbeitsgelegenheiten verpflichtet, die z.B. an 
Integrationskursen, Sprachkursen, Praktika etc. teilnehmen.  
 
Im Weiteren bedarf es bei einem Einsatz im Betriebshof einer entsprechenden Organisation. Es müssen 
Arbeiten koordiniert werden und ein Kollege des Betriebshofes wird mit der Betreuung in der 
Arbeitsgruppe beauftragt. Vor einem Einsatz im Betriebshof erhalten die Betroffenen eine 
Sicherheitseinweisung (mittels Dolmetscher) und es ist jeweils entsprechende Sicherheitskleidung 
(Sicherheitsweste und Sicherheitsschuhe) zu kaufen.  
 
Anfang März hatte sich ein Freiwilliger gemeldet. Der tatsächliche Einsatz erfolgt seit dem 18.03.2019. 
Vorgesehen ist ein Einsatz bis Juni 2019. Die tägliche Arbeitszeit ist werktags (außer samstags) von 
08.00 Uhr bis 12.00 Uhr.  
 
Die Arbeitsergebnisse sind erfreulich und die Integration des Flüchtlings in die Arbeitskolonne des 
Betriebshofes funktioniert reibungslos. 
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Aufgrund der guten Erfahrungen wird die Sozialarbeiterin der Stadt Rheinbach versuchen weitere 
Flüchtlinge zu motivieren auf freiwilliger Basis Arbeitsgelegenheiten wahrzunehmen.  
 
Zu Frage 5: 
Beim städtischen Betriebshof gibt es einen regelmäßigen Reinigungsplan für die Entleerung der 
öffentlichen Müllbehälter, den Bahnunterführungen, den Parkanlagen und den Friedhöfen. Generell hat 
auch der Betriebshof festgestellt, dass immer mehr Müll achtlos weggeworfen wird. Die einzige 
wirksame Lösung für dieses Problem wäre eine Intensivierung des Reinigungsrhythmus, wodurch 
Personalmehrbedarf ausgelöst wird. 
 
Der Ordnungsaußendienst ist ferner mit der Polizei, der Feuerwehr, den Maltesern gut vernetzt. 
Daneben sind auch die Stellen bekannt, an denen häufig Verschmutzungen durch wilden Müll erfolgen. 
Zudem kann flexibel auf neue Brennpunkte reagiert werden. Ein Großteil der Dienstzeiten des 
Ordnungsaußendienstes wird allerdings auch für hoheitliche pflichtige ordnungsbehördliche Aufgaben 
(Ruhestörungen, ruhender Verkehr etc.) verwand. Insofern ist ein Konzept vorhanden. 
 
Ein weiteres Konzept, dass sich auf dem Papier gut liest, aber mangels „Manpower“ nicht umsetzbar ist, 
wird nicht favorisiert. 
 
Zu Frage 6: 
Durch die Stellungnahme zu Frage 5 erledigt sich die Beantwortung dieser Frage. 
 
Zusatzfrage von Ratsherrn Dr. Ganten zur Frage 2: 
Hat man vermehrt feststellen können, dass solche Hinweise erfolgt sind oder ist das verpufft? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Wir haben einen Ordnungsaußendienst, der auf 450 €-Basis für uns, vor allem in den Abendstunden 
und an den Wochenenden, arbeitet und der mehrere Aufgaben hat. Die Hauptaufgabe besteht nicht nur 
danach zu gucken wer sich falsch verhält, sondern er unterstützt vor allem bei klassischen 
Pflichtaufgaben, wie z.B. den ruhenden Verkehr. Wird allerdings ein Fehlverhalten festgestellt, werden 
die Personen darauf angesprochen, so z.B. den Hundehalter, wen er die Hinterlassenschaften des 
Hundes nicht aufsammelt. Wenn sich die angesprochene Person aggressiv verhält, soll der 
Ordnungsdienst deeskalierend wirken, da er auch nicht mit Sicherheitswesten ausgestattet ist. 
 
Zusatzfrage von Ratsherrn Meyer zu Frage 5: 
Die Stadt hat einen Reinigungsplan, wann welche Mülleimer geleert werden. Gehe ich richtig in der 
Annahme, dass sie dies als Ordnungskonzept verstehen? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Ja, das ist ein wesentlicher Teil des Ordnungskonzeptes, wann wir wo und zu welchen Zeiten sowohl in 
die Reinigung wie auch in die Pflege gehen. Das ist beim Betriebshof so angelegt, auch in Verbindung 
mit dem Ordnungsamt. Aber das ist auch große Theorie. Denn zwischenzeitlich kommen auch andere 
Einsatznotwendigkeiten, die dann wieder solch ein festgelegten Rhythmus und Turnus ad absurdum 
führen. 
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TOP 3 Anfrage von Ratsherrn Joachim Schollmeyer (Bündnis 90/Die Grünen) vom 
01.05.2019 zur Bestandspflege im Rheinbacher Stadtwald 

 
Antwort der Verwaltung (Bürgermeister Raetz) 
 
Zu Frage 1 und 2: 
Aktuell werden die Schäden des Dürresommers 2018 im Wald immer deutlicher. Wie bereits 
prognostiziert, treten an der Fichte aktuell die ersten Borkenkäfer auf und der Zustand der Douglasie hat 
sich auch nicht verbessert. Zusätzlich stirbt aktuell eine Vielzahl sehr alter Buche ab, und auch die 
Eichenschäden an den Altbäumen nehmen zu. 
 
Der Verlauf dieser Ereignisse ist als Trockenheitsfolge normal, und wurde auch in der Vergangenheit 
regelmäßig beobachtet. Fichten sind direkt durch den Befall mit Borkenkäfern im Trockenheitssommer 
und je nach Witterung auch in den Folgejahren betroffen. Die Schäden an Buche und Eiche folgen dann 
in den Jahren nach der Trockenheit. Diese Ereignisse sind also keineswegs nur auf das Nadelholz 
bezogen, sondern betreffen auch heimische Laubbaumarten, und hier insbesondere die Altbäume. 
 
Die Schäden an Douglasie lassen sich im Laubholz mit denen der Esche vergleichen. Hier ist weniger 
das Wetter sondern vielmehr die Verschleppung gebietsfremder Arten aufgrund der Globalisierung 
schuld. Dies ist auch kein Phänomen, das sich am Nadelholz besonders verdeutlichen lässt. 
 
Vor diesen Hintergründen ist das Erreichen von 30 % Nadelholzanteil im Rheinbacher Stadtwald aktuell 
nicht prognostizierbar. Dies war es jedoch auch in der Vergangenheit nicht. Es ist ein mittelfristiges Ziel, 
welches sich kurzfristig nur durch extreme Aufwendungen erreichen ließe. Dies wiederspricht jedoch 
der naturnahen wirtschaftsweise im Rheinbacher Wald. Je mehr Nadelbaumarten ausfallen, desto 
weiter schiebt sich dieses Ziel heraus. Je größer die Schäden an den Laubbaumarten werden, desto 
schneller wird es erreicht. 
 
Wie sich die Quote von Nadel- und Laubholz in den kommenden Jahren entwickelt, lässt sich nur sehr 
schwer prognostizieren. Gleiches gilt für den prozentualen Anteil von einzelnen Baumarten. Die 
Entwicklung wird maßgeblich davon beeinflusst, an welchen Standorten welche Baumarten konkret 
ausfallen, und ob in der Unterschicht dieser Bestände bereits Naturverjüngung steht, die dann 
übernommen wird. Wenn die Naturverjüngung aus Nadelholz besteht, tritt beispielsweise keine 
Verringerung des Nadelholzanteils ein, sondern nur eine Altersklassenverschiebung. 
 
Ist eine Nachpflanzung nötig, wird diese nur mit standortgerechten Baumarten durchgeführt. In der 
Folge verschiebt sich dann auch entsprechend der Prozentsatz einzelner Arten. Als grobe Faustzahl 
kann man sagen, dass bei einem Totalausfall der Fichte die eine Hälfte mit Eiche und die andere mit 
Nadelholz kompensiert würde. Bei einem kompletten Ausfall der Douglasie würde sicherlich ein Großteil 
auch wieder mit Nadelhölzern aufgeforstet werden, da diese auf den Standorten entsprechend 
angepasst wachsen können. 
 
Zu Frage 3, 4 und 5: 
Der reguläre Holzeinschlag erfolgt nicht vollkommen unabhängig, sondern orientiert sich an den 
Kalamitätsanfällen. Grob gesagt wird bei viel Kalamitätsholz der reguläre Einschlag reduziert. Der 
Verwaltung ist es durchaus bewusst, dass sich ein Teil der Bevölkerung an den regulären Einschlägen 
von Buche und Eiche stört. 
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Das Unverständnis ist jedoch kein neues Phänomen, sondern begleitet die Forstwirtschaft in Rheinbach 
schon seit Jahrzehnten. Grade daraus resultiert die naturnahe Wirtschaftsweise, die sich stark am 
jährlichen Zuwachs orientiert oder an der Vermeidung von Kahlschlägen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist dieses Unverständnis jedoch nicht gestiegen, sondern allenfalls etwas 
lauter geworden. Wie in jedem Jahr gibt es Beschwerden im ausgehenden Winter und zeitigen Frühjahr. 
Nach dem Ergrünen des Waldes wird nur äußerst selten Kritik geübt. Wird sie direkt vorgetragen, ist es 
meistens möglich, das Verständnis für die Maßnahme in einem persönlichen Gespräch zu erlangen. 
Schwieriger wird dies jedoch, wenn sich die Kritiker in teils defamierenden Zeitungsartikeln bzw. 
Leserbriefen oder durch Anzeigen bei der Naturschutzbehörde äußern. 
 
Aus forstlicher Sicht erscheint es wenig sinnvoll, aufgrund des Kalamitätsholzanfalles auf den regulären 
Hieb zu verzichten. Wie bereits zuvor beschrieben, erfolgt bereits eine Reduktion im forstlich 
vertretbaren Rahmen. Der reguläre Holzeinschlag orientiert sich stark an den biologisch ablaufenden 
Prozessen. Er dient insbesondere der Lichtsteuerung um einen struktur- und artenreichen Mischwald zu 
erhalten. Dies ist nur möglich, indem durch regelmäßige Eingriffe einzelstammweise Bäume 
entnommen werden. 
 
Die Frage in wie weit die Vermeidung des regulären Einschlags mit der zusätzlichen Kostenersparnis 
bei dem Einsatz von Fremdfirmen zusammen hängt, erschließt sich der Verwaltung nicht. Der reguläre 
Einschlag wird fast ausschließlich in Eigenregie durchgeführt. Wie beschrieben wird er reduziert, wenn 
sich der kalamitätsbedingte Einschlag erhöht. Bislang ist dies von der Verwaltung auch weiterhin in 
dieser Form vorgesehen. In wie weit zusätzlich anfallende Maßnahmen wie Pflanzung, Kulturpflege 
oder Zaunbau zusätzliche Kosten verursachen werden, ist aktuell nicht absehbar, sondern wird 
maßgeblich von der Intensität der negativen Entwicklung an den verschiedenen Baumarten bestimmt. 
Bislang geht die Verwaltung jedoch davon aus, dass ein großer Teil dieser Arbeiten auch durch das 
eigene Personal übernommen wird. 
 
Aus aktuellem Anlass verweist die Verwaltung hiermit auf den außerordentlichen Waldbegang am 
15.06.2019 um 10:00 Uhr (Achtung: der Beginn wurde auf 9.00 Uhr vorverlegt!) am Parkplatz 
Waldkapelle. 
 
1. Zusatzfrage von Ratsherrn Dr. Lenke: 
Die Beantwortung der Fragen 4 und 5 waren sehr ausführlich, aber ich fasse die mal so zusammen, wie 
in der Frage angeregt, wird der Einschlag von Buche und Eiche reduziert, je höher der Kalamitätsanfall 
ist. Korrekt? 
 
Antwort der Verwaltung:  
Ja 
 
Zusatzfrage von Ratsherrn Schollmeyer: 
Die Vorgabe von 30 % sind nicht erreichbar ist. Welchen Nutzen sieht man dann in der Vorgabe?  
 
Antwort der Verwaltung: 
Nein, das ist Ihre Vorgabe. Die 30 / 70-Regelung kommt durch einen Beschluss des Rates. Natürlich 
nach entsprechender Vorlage der Verwaltung, aber wir sehen, dass dies zu erreichen immer 
schwieriger wird. 
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2. Zusatzfrage von Ratsherrn Dr. Lenke: 
Wir haben vor einigen Wochen über den Antrag diskutiert die 30 %-Regelung aufzuheben, aber die 
Verwaltung das nach wie vor für sinnvoll hält. Halten Sie das immer noch für ein erstrebenswertes Ziel, 
auch wenn sie es eben eingeräumt habe, dass sie das immer weiter in die Zukunft verschwindete 
Hoffnung entgleitet? 
 
Antwort der Verwaltung:  
Wir sollten Ziele nie aufgeben, deshalb halten wir es für erstrebenswert. 
 
 
 

Rheinbach, 4. Juni 2019 
 
 
 

gez. Stefan Raetz gez. Sonja Wilhelm 
Bürgermeister Schriftführerin 
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